
Die Stadtverordnetenversammlung � hat in ihrer Sitzung am  
Der Hauptausschuss � hat in seiner Sitzung am  
 
den empfohlenen Beschluss mit � Änderung(en) und � Ergänzung(en) � gefasst � nicht gefasst. 
 
 
F.d.R.d.A. 
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Beschlussentwurf:  
Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Bürgermeister, in der Gesellschafterversammlung der Wohnbauten GmbH 
Schwedt/Oder,  die Neufassung des  Gesellschaftsvertrages  der Wohnbauten GmbH Schwedt/Oder  in der Fassung vom 16.  
April  2015  zu beschließen. 
 
 
 
 

Vorlage 
  öffentlich 

   nichtöffentlich Vorlage-Nr.:         85/15 

Der Bürgermeister 
Fachbereich: 
 
Abteilung Recht/ 
Beteiligungsmanagement 

zur Vorberatung an:  Hauptausschuss 
   Finanzausschuss 
   Stadtentwicklungs-, Bau- und Wirtschaftsausschuss 
   Kultur-, Bildungs- und Sozialausschuss 
   Bühnenausschuss 
   Ortsbeiräte/Ortsbeirat:       
 

Datum:    22.04.2015 

 

zur Unterrichtung an:   Personalrat 

zum Beschluss an:  Hauptausschuss am:                                    
   Stadtverordnetenversammlung am:       18. Juni 2015 

 
 
Gesellschaftsvertrag Wohnbauten GmbH Schwedt/Oder 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 keine   im Ergebnishaushalt  im Finanzhaushalt 
 Die Mittel sind im Haushaltsplan eingestellt.  Die Mittel werden in den Haushaltsplan eingestellt. 

 

Erträge: 
      
      
      

Einzahlungen: 
      

      

      

 

Aufwendungen: 
      
      
      

Auszahlungen: 
      

      

      

 

Produktkonto: 
      
      
      
      
      
      
      

 

Haushaltsjahr: 
      
      
      
      
      
      
      
 

 Die Mittel stehen nicht zur Verfügung.  
 Die Mittel stehen nur in folgender Höhe zur Verfügung:       
 Mindererträge/Mindereinzahlungen werden in folgender Höhe wirksam:       

Deckungsvorschlag:       
 
Datum/Unterschrift Kämmerin 
Regina Ziemendorf 

 
 
Bürgermeister   
Jürgen Polzehl 

 
 
Beigeordneter  
Lutz Herrmann 

 
 
Fachbereichsleiter/in 
Viola Wiesejahn 
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Begründung: 

 
Der Gesellschaftsvertrag der Wohnbauten GmbH Schwedt/Oder  existiert in der Fassung vom 25. 
Februar 1997. 
 
Die Kommunalverfassung des Landes Brandenburg bestimmt in § 96 Absatz 2, dass bei Unternehmen, 
die vor dem 28. September 2008 gegründet worden sind, der Gesellschaftsvertrag an die Bestimmungen 
des § 96 Absatz 1 BbgKVerf bis zum 31. Dezember 2013 anzupassen sind. Der § 96 Absatz 1 BbgKVerf 
lautet: 
 

§ 96 

Unternehmen in privater Rechtsform 

(1) Bei einem Unternehmen in der Rechtsform des privaten Rechts, an dem die Gemeinde mittelbar oder 
unmittelbar beteiligt ist und kommunalen Trägern die Mehrheit der Anteile zusteht, ist durch 
Gesellschaftsvertrag beziehungsweise -satzung sicherzustellen, dass  

1. das Unternehmen auf den öffentlichen Zweck ausgerichtet und die Erfüllung der Aufgabe der 
Gemeinde sichergestellt ist, 

2. die kommunalen Träger einen ihrer Beteiligung nach angemessenen Einfluss in den 
satzungsgemäßen Aufsichtsgremien erhalten, 

3. die Gemeinde sich nur im Ausnahmefall zur Übernahme von Verlusten verpflichtet und die 
Verlustausgleichsverpflichtung auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist, der sich seiner Höhe 
nach an der finanziellen Leistungsfähigkeit der Gemeinde ausrichtet, 

4. bei kleinen Kapitalgesellschaften der Jahresabschluss und der Lagebericht in entsprechender 
Anwendung der für Eigenbetriebe oder für mittelgroße Kapitalgesellschaften nach dem 
Handelsgesetzbuch geltenden Vorschriften aufgestellt und geprüft werden, 

5. die in § 53 Abs. 1 und § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes normierten Rechte der 
Gemeinden und der Rechnungsprüfungsbehörde wahrzunehmen sind,  

6. in entsprechender Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften für jedes 
Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan aufgestellt wird, 

7. der Wirtschaftsplan und der Finanzplan sowie wesentliche Abweichungen hiervon der 
Gemeinde unverzüglich zur Kenntnis gegeben werden und 

8. Art und Umfang der Beteiligung an weiteren Unternehmen an die Zustimmung der 
Gemeindevertretung gebunden ist; für Beteiligungen ab der dritten Beteiligungsstufe 
(Enkelgesellschaften der Unternehmen der Gemeinde) kann die Gemeindevertretung auf die 
Zustimmung allgemein oder für bestimmte Unternehmen verzichten. 

Dies gilt nicht, wenn der Einfluss der kommunalen Träger nicht geltend gemacht werden kann. 
Kommunale Träger sind die Gemeinden, Landkreise, Ämter, Zweckverbände und kommunalen 
Anstalten sowie die Unternehmen, an denen die Mehrheit der Anteile kommunalen Trägern zusteht.“ 
 
Es wurden auch weitere Änderungen aus dem kommunalen Wirtschaftsrecht der BbgKVerf 
vorgenommen. Selbstverständlich erfolgt auch einen Umstellung von DM-Beträgen in Euro. 
 
Ursprünglich sollte die Stadtverordnetenversammlung am 05.12.2013 über die an die Regelungen der 
Kommunalverfassung angepassten Gesellschaftsverträge der kommunalen Unternehmen entscheiden. 
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Aufgrund unterschiedlicher Rechtsauffassungen zwischen der Stadt Schwedt/Oder und der 
Kommunalaufsicht des Landkreises Uckermark über den Umfang der Anpassungspflicht wurden die 
Vorlagen noch vor der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 05.12.2013 zurückgezogen. 
 
Seitdem wurden zwischen dem Landkreis Uckermark und der Stadt Schwedt/Oder  umfangreiche 
Meinungsaustausche und Spitzengespräche durchgeführt, zuletzt am 10. Februar 2015.  
 
Die Kommunalaufsicht des Landkreises Uckermark verlangt über den o. g. Änderungsbedarf hinaus, 
dass die Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung insbesondere für die in § 28 Abs. 2 Nr. 9, 15, 17 
und 21 BbgKVerf genannten Angelegenheiten vorzusehen ist. Besteht ein Aufsichtsrat, können diesem 
Grundstücksgeschäfte bis zu einer bestimmten Wertgrenze und die Festsetzung allgemeiner 
privatrechtlicher Entgelte übertragen werden. 
 
Diese Zuständigkeitsregelungen wurden in den §§ 9 und 11 berücksichtigt. 
 
Der gültige Gesellschaftsvertrag und der Entwurf des neuen Gesellschaftsvertrages wurden in einer 
Synopse gegenübergestellt. 
 
Über das Votum des Aufsichtsrates wird rechtzeitig informiert werden. 
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G E S E L L S C H A F T S V E R T R A G  G E S E L L S C H A F T S V E R T R A G  

Urfassung vom 10.03.1994 mit eingearbeiteten Än-
derungen vom 25.02.1997 (grün gekennzeichnet) 

Neufassung/(Änderungen rot gekennzeichnet) 

  

der der 

Wohnbauten GmbH Schwedt/Oder Wohnbauten GmbH Schwedt/Oder 

  

  

  

  

§ 1 § 1 

Firma und Sitz der Gesellschaft Firma und Sitz der Gesellschaft 

  

Die Gesellschaft führt die Firma „Wohnbauten 
GmbH Schwedt/Oder“. 

Die Gesellschaft führt die Firma „Wohnbauten 
GmbH Schwedt/Oder“. 

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Schwedt/Oder. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Schwedt/Oder. 

  

  

§ 2 § 2 

Gegenstand der Gesellschaft Gegenstand der Gesellschaft 

  

1. Die Gesellschaft betreut, verwaltet, bewirt-
schaftet und errichtet Wohnungen und Ge-
werberäumlichkeiten in allen Rechts- und Nut-
zungsformen. 

1. Die Gesellschaft betreut, verwaltet, bewirt-
schaftet und errichtet Wohnungen und Ge-
werberäumlichkeiten in allen Rechts- und Nut-
zungsformen. Hierbei wird die Gesellschaft 
insbesondere auf die besonderen Anforde-
rungen und Bedürfnissen der Stadt 
Schwedt/Oder bei deren Erfüllung kommuna-
ler Aufgaben Rücksicht nehmen.  

2. Die Gesellschaft kann zur Ergänzung der 
wohnlichen Versorgung ihrer Mieter Gemein-
schaftsanlagen, Garagen und Folgeeinrich-
tungen, Läden und Räume für Gewerbebetrie-
be, soziale,1 wirtschaftliche und kulturelle Ein-
richtungen bereitstellen. Die Gesellschaft ist 
berechtigt, diese Leistungen auch Dritten an-
zubieten. 

2. Die Gesellschaft kann zur Ergänzung der 
wohnlichen Versorgung ihrer Mieter Gemein-
schaftsanlagen, Garagen und Folgeeinrich-
tungen, Läden und Räume für Gewerbebetrie-
be, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Ein-
richtungen bereitstellen. Die Gesellschaft ist 
berechtigt, diese Leistungen auch Dritten an-
zubieten.Die Gesellschaft ist berechtigt, diese 
Leistungen auch Dritten anzubieten. 

3. Die Einrichtung und die Nutzung der von der 
Gesellschaft bewirtschafteten Wohnungen und 
Gewerberäumlichkeiten soll in einer die Um-
welt möglichst schonenden Art und Weise er-
folgen. 

3. Die Einrichtung und die Nutzung der von der 
Gesellschaft bewirtschafteten Wohnungen und 
Gewerberäumlichkeiten soll in einer die Um-
welt möglichst schonenden Art und Weise er-
folgen. 

                                                
1 Dieses Komma steht im Urtext nicht, hätte jedoch m. E. stehen müssen. 
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Den von ihr verwalteten Bestand soll die Ge-
sellschaft nach ihren Möglichkeiten in einen 
den zeitgemäßen Bedürfnissen entsprechen-
den Zustand versetzen. 

Den von ihr verwalteten Bestand soll die Ge-
sellschaft nach ihren Möglichkeiten in einen 
den zeitgemäßen Bedürfnissen entsprechen-
den Zustand versetzen. 

4. Die Gesellschaft darf zur Erreichung des Ge-
sellschaftszweckes Tochtergesellschaften 
und/oder Zweigniederlassungen gründen so-
wie sich an Unternehmen und/oder anderen 
Zusammenschlüssen beteiligen, die einen 
vergleichbaren Geschäftszweck haben oder 
wenn dies den Zwecken der Gesellschaft 
dient. 

4. Die Gesellschaft darf zur Erreichung des Ge-
sellschaftszweckes Tochtergesellschaften 
und/oder Zweigniederlassungenund/oder 
Zweigniederlassungen gründen sowie sich an 
Unternehmen und/oder anderen Zusammen-
schlüssen beteiligen, die einen vergleichbaren 
Geschäftszweck haben oder wenn dies den 
öffentlichen Zwecken der Gesellschaft dient. 

  

  

§ 3 § 3 

Geschäftsjahr Geschäftsjahr  

  

Das Geschäftsjahr beginnt am 01.10. eines jeden 
Jahres und2 endet am 30.09. des Folgejahres. 

Das Geschäftsjahr beginnt am 01.10. eines jeden 
Jahres und endet am 30.09. des Folgejahres. 

Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr 
und endet am 30.09.1994. 

Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr 
und endet am 30.09.1994. 

  

  

§ 4 § 4 

Stammkapital und Stammeinlagen Stammkapital und Stammeinlagen 

  

1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 
40.000.000 DM (in Worten: vierzig Millionen 
Deutsche Mark). Die gesamte Stammeinlage 
wird von der Stadt Schwedt/Oder gehalten. 
Die Stammeinlage wird in voller Höhe dadurch 
geleistet, dass die Stadt Schwedt/Oder das 
Reinvermögen3 des kommunalen Eigenbetrie-
bes, der unter der Bezeichnung „Gemeinnüt-
zige Wohnbauten GmbH Schwedt/Oder (i. G.)“ 
betrieben worden ist, im Wege der Umwand-
lung gemäß §§ 57, 58 des Umwandlungsge-
setzes im Werte von 171.456.248,35 DM auf 
die Gesellschaft überträgt. 

1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 
EUR 20.452.000 (in Worten: zwanzig MMillio-
nen  vierhundertzweiundfünfzigtausend Euro) 
Die gesamte Stammeinlage wird von der Stadt 
Schwedt/Oder gehalten. Die Stammeinlage 
wird in voller Höhe dadurch geleistet, dass die 
Stadt Schwedt/Oder das Reinvermögen des 
kommunalen Eigenbetriebes, der unter der 
Bezeichnung „Gemeinnützige Wohnbauten 
GmbH Schwedt/Oder (i. G.)“ betrieben worden 
ist, im Wege der Umwandlung gemäß §§ 57, 
58 des Umwandlungsgesetzes im Werte von 
171.456.248,35 DM auf die Gesellschaft über-
trägt. 

2. Die Veränderung von Geschäftsanteilen oder 
von Teilen eines Geschäftsanteiles und der 
Beitritt neuer Gesellschafter bedürfen der Zu-
stimmung der Gesellschafterversammlung. 

2. Die Veränderung von Geschäftsanteilen oder 
von Teilen eines Geschäftsanteiles und der 
Beitritt neuer Gesellschafter bedürfen der Zu-
stimmung der Gesellschafterversammlung. 

Im Falle des Ausscheidens aus der Gesell-
schaft erhalten die ausscheidenden Gesell-
schafter nicht mehr als ihre eingebrachten Ein-
lagen zurück. 

Im Falle des Ausscheidens aus der Gesell-
schaft erhalten die ausscheidenden Gesell-
schafter nicht mehr als ihre eingebrachten Ein-
lagen zurück. 

                                                
2  Das zweite ‚und‘ d. Urtextes wurde herausgenommen. 
3  Die handschriftliche Ergänzung an dieser Stelle (‚Rein-‚) in den Urtext wurde übernommen. 
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3. Für den Fall der Weiterveräußerung von be-
bauten und unbebauten Grundstücken oder 
Rechten an solchen, die von dem Gesellschaf-
ter in die Gesellschaft eingebracht wurden, 
steht dem Gesellschafter der über den Ein-
bringungswert hinausgehende Verkehrswert 
für die Dauer von 10 Jahren zu 100 % und für 
die darauf folgenden 10 Jahre zu 50 % zu. 

 
 Die in der Zeit nach Rechtsübertragung von 

der Gesellschaft erbrachten wertverbessern-
den Maßnahmen sind von der Gesellschaft 
nachzuweisen und bei der Wertabschöpfung 
zu berücksichtigen. 

 
 Von dem Recht zur Wertabschöpfung sollte 

nicht Gebrauch gemacht werden, wenn 
dadurch die wirtschaftliche Entwicklung der 
Gesellschaft beeinträchtigt wird oder es sich 
um Veräußerungen handelt, die den Regelun-
gen des Altschuldenhilfegesetzes unterliegen. 

3. Für den Fall der Weiterveräußerung von be-
bauten und unbebauten Grundstücken oder 
Rechten an solchen, die von dem Gesellschaf-
ter in die Gesellschaft eingebracht wurden, 
steht dem Gesellschafter der über den Ein-
bringungswert hinausgehende Verkehrswert 
für die Dauer von 10 Jahren zu 100 % und für 
die darauf folgenden 10 Jahre zu 50 % zu. 

 
 Die in der Zeit nach Rechtsübertragung von 

der Gesellschaft erbrachten wertverbessern-
den Maßnahmen sind von der Gesellschaft 
nachzuweisen und bei der Wertabschöpfung 
zu berücksichtigen. 

 
 Von dem Recht zur Wertabschöpfung sollte 

nicht Gebrauch gemacht werden, wenn 
dadurch die wirtschaftliche Entwicklung der 
Gesellschaft beeinträchtigt wird oder es sich 
um Veräußerungen handelt, die den Regelun-
gen des Altschuldenhilfegesetzes unterliegen. 

  

  

§ 5 § 5 

Organe der Gesellschaft Organe der Gesellschaft 

  

Die Organe der Gesellschaft sind: Die Organe der Gesellschaft sind: 

1. Die Geschäftsführung 1. Die Geschäftsführung 

2. Der Aufsichtsrat 2. Der Aufsichtsrat 

3. Die Gesellschafterversammlung 3. Die Gesellschafterversammlung 

  

  

§ 6 § 6 

Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 

  

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-
schäftsführer. Sie vertreten die Gesellschaft 
gerichtlich und außergerichtlich. Wird ein Ge-
schäftsführer bestellt, vertritt dieser die Ge-
sellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsfüh-
rer vorhanden, wird die Gesellschaft jeweils 
durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder 
durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft 
mit einem Prokuristen vertreten. Prokura kann 
auch als Einzelprokura erteilt werden. Die Ge-
sellschaft wird durch einen Geschäftsführer al-
lein vertreten, wenn die Gesellschafterver-
sammlung ihm Alleinvertretungsbefugnis er-
teilt hat. 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-
schäftsführer. Sie vertreten die Gesellschaft 
gerichtlich und außergerichtlich. Wird ein Ge-
schäftsführer bestellt, vertritt dieser die Ge-
sellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsfüh-
rer vorhanden, wird die Gesellschaft jeweils 
durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder 
durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft 
mit einem Prokuristen vertreten. Prokura kann 
auch als Einzelprokura erteilt werden. Die Ge-
sellschaft wird durch einen Geschäftsführer al-
lein vertreten, wenn die Gesellschafterver-
sammlung ihm Alleinvertretungsbefugnis er-
teilt hat. 

2. Geschäftsführer werden nur durch die Gesell-
schafterversammlung bestellt bzw. abberufen. 

2. Geschäftsführer werden nur durch die Gesell-
schafterversammlung bestellt bzw. abberufen. 
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3. Die Geschäftsführer führen die Geschäfte der 
Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, des 
Gesellschaftsvertrages, der Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung und der vom Auf-
sichtsrat im Rahmen seiner Befugnisse be-
schlossenen Grundsätze sowie des Wirt-
schaftsplanes. 

3. Die Geschäftsführer führen die Geschäfte der 
Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, des 
Gesellschaftsvertrages, der Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung und der vom Auf-
sichtsrat im Rahmen seiner Befugnisse be-
schlossenen Grundsätze sowie des Wirt-
schaftsplanes. 

4. Die Geschäftsführer bedürfen der vorherigen 
Zustimmung durch Beschluss der Gesellschaf-
terversammlung: 

4. Die Geschäftsführer bedürfen der vorherigen 
Zustimmung durch Beschluss der Gesellschaf-
terversammlung: 

a) die Errichtung oder Aufhebung von 
Zweigniederlassungen; 

a) die Errichtung oder Aufhebung von 
Zweigniederlassungen; 

a) die Errichtung oder Aufhebung von Zweig-
niederlassungen 

b) den Erwerb oder die Belastung von Be-
teiligungen an anderen Unternehmen 
und Grundstücken; 

b) den Erwerb,  oder die Belastung von Be-
teiligungen an anderen Unternehmen 
und Grundstücken; 

c) den Erwerb oder die Veräußerung von 
Betrieben oder Teilbetrieben sowie von 
Grundstücken und Gebäuden; 

c) den Erwerb oder die Veräußerung von 
Betrieben oder Teilbetrieben sowie von 
Grundstücken und Gebäuden; 

d) Abtretung und Verpfändung von Ge-
schäftsanteilen (Beteiligungen); 

d) Abtretung und Verpfändung von Ge-
schäftsanteilen (Beteiligungen); 

e) alle Geschäfte, die über den gewöhnli-
chen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft 
hinausgehen; 

e) alle Geschäfte, die über den gewöhnli-
chen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft 
hinausgehen; 

f) alle Geschäfte, welche die Gesellschafter 
durch Gesellschafterbeschluss für zu-
stimmungsbedürftig erklären; 

f) alle Geschäfte, welche die Gesellschafter 
durch Gesellschafterbeschluss für zu-
stimmungsbedürftig erklären; 

g) Übernahme von Verpflichtungen für eine 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung; 

g) Übernahme von Verpflichtungen für eine 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung; 

h) Bürgschafts-,4 Gewähr- oder anderen 
ähnlichen wirtschaftlichen Zwecken die-
nende Verträge außerhalb des üblichen 
Geschäftsbetriebes; dies gilt nicht, sofern 
die Erklärungen im Zusammenhang mit 
genehmigten Kreditaufnahmen oder ge-
nehmigten Grundstückskaufverträgen 
abgegeben werden; 

h) Bürgschafts-, Gewähr- oder anderen 
ähnlichen wirtschaftlichen Zwecken die-
nende Verträge außerhalb des üblichen 
Geschäftsbetriebes; dies gilt nicht, sofern 
die Erklärungen im Zusammenhang mit 
genehmigten Kreditaufnahmen oder ge-
nehmigten Grundstückskaufverträgen 
abgegeben werden; 

i) die Aufnahme einer Gesamtkreditlinie 
über DM 500.000; 

i) die Aufnahme einer Gesamtkreditlinie 
über EUR 260.000,--; 

j) Einzelinvestitionen über DM 600.000,-- 
bzw. Veräußerungen von Anlagevermö-
gen mit einem Buchwert von über DM 
600.000,--. 

j) Einzelinvestitionen über EUR 310.000,-- 
bzw. Veräußerungen von Anlagevermö-
gen mit einem Buchwert von über EUR 
310.000,--. 

 

 Die Gründung und Übernahme von Tochter-
gesellschaften sowie dieArt und Umfang der 
Beteiligung an Unternehmen bedarf der Zu-
stimmung der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Schwedt/ Oder. Dies gilt nicht für 
Beteiligungen ab der dritten Beteiligungsstufe 
(Enkelgesellschaften).Hier ist eine Zustim-

                                                
4  Dieses Komma steht im Urtext nicht, sollte dort aber stehen. 

Kommentar [WV1]: Gemäß § 96 
Abs. 1 Nr. 8 kann die SVV für Beteili-
gungen ab der 3. Stufe verzichten. Mit 
Beschluss über diese Regelung spricht 
die SVV diesen Verzicht aus. 
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mung nicht notwendig. 

  
 
 
 

§ 7 § 7 

Bildung, Zusammensetzung und Amtsdauer des 
Aufsichtsrates 

Bildung, Zusammensetzung und Amtsdauer des 
Aufsichtsrates 

  

1. Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, der 
aus sieben Mitgliedern besteht. Diese werden 
von der Gesellschafterversammlung jeweils 
für 5 Jahre gewählt, wobei jeder Gesellschaf-
ter das Recht hat, Aufsichtsratsmitglieder vor-
zuschlagen. 

1. Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, der 
aus sieben Mitgliedern besteht. 

 

 ( - ) ( - ) 
 
Der Bürgermeister der Stadt/Schwedt oder ein 
von ihm mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe 
dauerhaft betrauter Beschäftigter der Stadt 
Schwedt/Oder ist geborenes Mitglied des Auf-
sichtsrates. Die weiteren Mitglieder werden 
von der Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Schwedt/Oder nach den Vorschriften der 
Kommunalverfassung für die Dauer der Wahl-
periode der Stadtverordnetenversammlung 
entsendet. Sie üben ihr Amt bis zum Amtsan-
tritt formgerecht entsandter neuer Mitglieder 
aus. Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrates 
während seiner Amtszeit aus, so benennt der 
Entsendungsberechtigte für die restliche 
Amtszeit einen Nachfolger. 
 

2. Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt un-
ter Einhaltung einer vierwöchigen Frist durch 
schriftliche Erklärung gegenüber der Gesell-
schaft niederlegen. 

2. Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt un-
ter Einhaltung einer vierwöchigen Frist durch 
schriftliche Erklärung gegenüber der Gesell-
schaft und dem Entsendungsberechtigten nie-
derlegen. 

3. Ein Aufsichtsratsmitglied kann vor Ablauf sei-
ner Amtszeit durch die Gesellschafterver-
sammlung abberufen werden. 

3. Ein Aufsichtsratsmitglied kann vor Ablauf sei-
ner Amtszeit durch die Gesellschafterver-
sammlung  den Entsendungsberechtigten ab-
berufen werden. 

4. Die Tätigkeit des Aufsichtsrates ist ehrenamt-
lich. Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten nur 
Sitzungsgelder und Reisekostenentschädi-
gungen in der von der Gesellschafterver-
sammlung festgelegten Höhe. 

4. Die Tätigkeit des Aufsichtsrates ist ehrenamt-
lich. Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten nur 
Sitzungsgelder und Reisekostenentschädi-
gungen in der von der Gesellschafterver-
sammlung festgelegten Höhe. 

 
5. Die Mitglieder des Aufsichtsrates sollen über 

die zur ordnungsgemäßemn Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fä-
higkeiten und fachliche Eignung verfügen.  

 
6. Die Beteiligungsverwaltung der Stadt 

Schwedt/Oder erhält gem. § 98 BbgKVerf ein 
aktives  Teilnahmerecht entsprechend § 30 
Abs. 3 BbgKVerf an den Aufsichtsratssitzun-

Kommentar [WV2]: Es handelt sich 
hier um einen dynamisches Gesetzes-
verweis, das Gesetz muss dafür nicht 
abgeschrieben werden. 
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gen, soweit nicht im Einzelfall besondere 
Gründe, die durch Mehrheitsbeschluss des 
Aufsichtsrates festgestellt werden müssen, 
entgegenstehen. 

  

  

§ 8 § 8 

Innere Ordnung, Einberufung und Beschlussfas-
sung des Aufsichtsrates 

Innere Ordnung, Einberufung und Beschlussfas-
sung des Aufsichtsrates 

  

1. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden. 

1. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden. 

2. Der Aufsichtsrat hat mindestens einmal halb-
jährlich eine Sitzung abzuhalten. Die Ge-
schäftsführung nimmt an den Sitzungen des 
Aufsichtsrates teil, wenn der Aufsichtsrat im 
Einzelfall nicht etwas anderes beschließt. 
Sachverständige und Auskunftspersonen kön-
nen zur Beratung hinzugezogen werden. 

2. Der Aufsichtsrat hat mindestens einmal halb-
jährlich eine Sitzung abzuhalten. Die Ge-
schäftsführung nimmt an den Sitzungen des 
Aufsichtsrates teil, wenn der Aufsichtsrat im 
Einzelfall nicht etwas anderes beschließt. 
Sachverständige und Auskunftspersonen kön-
nen zur Beratung hinzugezogen werden. 

3. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden oder 
im Fall seiner Verhinderung von dem stellver-
tretenden Vorsitzenden unter Mitteilung der 
Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 
10 Tagen schriftlich einberufen, wobei der Tag 
der Absendung und der Tag der Sitzung nicht 
mitgerechnet werden. 

3. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden oder 
im Fall seiner Verhinderung von dem stellver-
tretenden Vorsitzenden unter Mitteilung der 
Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 
10 Tagen schriftlich einberufen, wobei der Tag 
der Absendung und der Tag der Sitzung nicht 
mitgerechnet werden. 

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder geladen sind und mindes-
tens 5 Mitglieder, darunter der Vorsitzende 
oder der stellvertretende Vorsitzende, an der 
Beschlussfassung teilnehmen. 

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder geladen sind und mindes-
tens 5 Mitglieder, darunter der Vorsitzende 
oder der stellvertretende Vorsitzende, an der 
Beschlussfassung teilnehmen. 

Er beschließt mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen, soweit nicht durch Ge-
setz oder diesen Gesellschaftsvertrag etwas 
anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder 
können schriftliche Stimmabgaben durch an-
dere Aufsichtsratsmitglieder überreichen las-
sen. 

Er beschließt mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen, soweit nicht durch Ge-
setz oder diesen Gesellschaftsvertrag etwas 
anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder 
können schriftliche Stimmabgaben durch an-
dere Aufsichtsratsmitglieder überreichen las-
sen. 

4. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende ei-
ne schriftliche oder telegraphische Abstim-
mung herbeiführen, wenn kein Mitglied dieser 
Form der Beschlussfassung widerspricht und 
mindestens 5 Mitglieder ihre Stimme abgeben. 

4. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende ei-
ne schriftliche oder telegraphische Abstim-
mung herbeiführen, wenn kein Mitglied dieser 
Form der Beschlussfassung widerspricht und 
mindestens 5 Mitglieder ihre Stimme abgeben. 

Das Ergebnis der Abstimmung ist unverzüg-
lich allen Mitgliedern schriftlich bekanntzuge-
ben. 

Das Ergebnis der Abstimmung ist unverzüg-
lich allen Mitgliedern schriftlich bekanntzuge-
ben. 

5. Über die Sitzungen des Aufsichtsrates und 
über Beschlüsse nach Ziffer 4 ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die von dem Protokollfüh-
rer und dem in der Sitzung amtierenden Vor-
sitzenden zu unterzeichnen ist. 

5. Über die Sitzungen des Aufsichtsrates und 
über Beschlüsse nach Ziffer 4 ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die von dem Protokollfüh-
rer und dem in der Sitzung amtierenden Vor-
sitzenden zu unterzeichnen ist. 
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6. Erklärungen des Aufsichtsrates werden vom 
Vorsitzenden unter der Bezeichnung „Auf-
sichtsrat der Wohnbauten GmbH 
Schwedt/Oder“ abgegeben. Erklärungen ge-
genüber dem Aufsichtsrat werden vom Vorsit-
zenden entgegengenommen. 

6. Erklärungen des Aufsichtsrates werden vom 
Vorsitzenden unter der Bezeichnung „Auf-
sichtsrat der Wohnbauten GmbH 
Schwedt/Oder“ abgegeben. Erklärungen ge-
genüber dem Aufsichtsrat werden vom Vorsit-
zenden entgegengenommen. 

7. Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsord-
nung. Die Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrages sind zu beachten. 

7. Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsord-
nung. Die Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrages sind zu beachten. 

8. Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind zur Ver-
schwiegenheit über die Angelegenheit der 
Gesellschaft verpflichtet. 

8. Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind zur Ver-
schwiegenheit über die Angelegenheit der 
Gesellschaft verpflichtet. 

  

  

§ 9 § 9 

Aufgaben des Aufsichtsrates Aufgaben des Aufsichtsrates 

  

1. Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Ge-
schäftsführung und vertritt die Gesellschaft 
gegenüber den Geschäftsführern gerichtlich 
und außergerichtlich. Ihm steht ein umfassen-
des Auskunfts- und Informationsrecht zu. 

1. Der Aufsichtsrat überwacht und berät die Ge-
schäftsführung und vertritt die Gesellschaft 
gegenüber den Geschäftsführern gerichtlich 
und außergerichtlich. Ihm steht ein umfassen-
des Auskunfts- und Informationsrecht zu. 

2. Der Aufsichtsrat berät die Vorlagen für die Be-
schlüsse der Gesellschafterversammlung und 
gibt Beschlussempfehlungen ab. 

2. Der Aufsichtsrat berät die Vorlagen für die Be-
schlüsse der Gesellschafterversammlung und 
gibt Beschlussempfehlungen ab. 

3. Der Zuständigkeit des Aufsichtsrates unterlie-
gen: 

3. Der Zuständigkeit des Aufsichtsrates unterlie-
gen: 

a) Befreiung der Geschäftsführer von den 
Beschränkungen des § 181 BGB 

a) Befreiung der Geschäftsführer von den 
Beschränkungen des § 181 BGB 

b) Wahl des Abschlussprüfers b) Wahl des Abschlussprüfers 

c) Prüfung des Jahresabschlusses, des La-
geberichtes und des Vorschlages zur Er-
gebnisverwendung 

c) Prüfung des Jahresabschlusses, des La-
geberichtes und des Vorschlages zur Er-
gebnisverwendung 

 ( - )   ( - )  

d) die Beschlussfassung über die Ge-
schäftsordnung für die Geschäftsführung 

d) die Beschlussfassung über die Ge-
schäftsordnung für die Geschäftsführung 

e) Feststellung und Änderung des Wirt-
schaftsplanes 

e)     die Abgabe einer Beschlussempfehlung 
an die Gesellschafterversammlung für 
die Feststellung und Änderung des Wirt-
schaftsplanese) Feststellung und 
Änderung des Wirtschaftsplanes 

4. Der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsra-
tes bedürfen: 

4. Der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsra-
tes bedürfen: 

a) Erwerb und Veräußerung von Unterneh-
men, Teilen von Unternehmen und Betei-
ligungen 

a)a) Erwerb und Veräußerung von Unterneh-
men, Teilen von Unternehmen und Betei-
ligungenErwerb und Veräußerung von 
Unternehmen, Teilen von Unternehmen 
und Beteiligungen 

Kommentar [WV3]: § 97 Abs. 7 Satz 
1 – in Anlehnung an die Regelungen §§ 
394,395 AktG und das Urteil OVG Lü-
neburg 10 LC 217/07 enthält somit kei-
ne generelle Beseitigung der Ver-
schwiegenheitspflicht, sondern räumt 
lediglich ein Informationsprivileg für 
Zwecke der Berichterstattung. Adressat 
der Berichte ist der HVB. (Rundschrei-
ben des MI zur wirtschaftl Betätigung v. 
13.11.2013) 
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b) Hingabe von Darlehen, Übernahme von 
Bürgschaften, Abschluss von Gewährver-
trägen und Bestellungen sonstiger Si-
cherheiten 

b)ba) Hingabe von Darlehen, Übernahme 
Bürgschaften, Abschluss von Gewährver-
trägen und Bestellungen sonstiger Si-
cherheitenHingabe von Darlehen, Über-
nahme von Bürgschaften, Abschluss von 
Gewährverträgen und Bestellungen 
sonstiger Sicherheiten 

c) Schenkungen und Verzicht auf Ansprü-
che 

ccb) Schenkungen und Verzicht auf Ansprü-
che 

d) Erwerb, dingliche Belastung und Veräu-
ßerung von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten 

d)dc) Erwerb, dingliche Belastung und 
Veräußerung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten soweit der 
jeweilige Vorgang eine Wertgrenze von 
500.000,- € unterschreitet. Erwerb, ding-
liche Belastung und Veräußerung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten 

e) Erteilung und Widerruf von Prokuren eed) Erteilung und Widerruf von Prokuren 

f) Gewährung von Darlehen an Mitarbeiter, 
an die Geschäftsführung, die Prokuristen 
und deren Angehörige 

ffe) Gewährung von Darlehen an Mitarbeiter, 
an die Geschäftsführung, die Prokuristen 
und deren Angehörige 

Der Aufsichtsrat kann durch Beschluss be-
stimmen, dass Rechtsgeschäfte und Maß-
nahmen nach den Nummern b - d bis zu einer 
bestimmten Wertgrenze von dem Zustim-
mungsvorbehalt befreit werden. 

Der Aufsichtsrat kann durch Beschluss be-
stimmen, dass Rechtsgeschäfte und Maß-
nahmen nach denn Nummern b -– db-d a – c  
bis zu einer bestimmten Wertgrenze von dem 
Zustimmungsvorbehalt befreit werden. 

Die Zustimmung des Aufsichtsrates nach Zif-
fer 4 kann in Fällen, in denen unverzügliches 
Handeln im Interesse der Gesellschaft gebo-
ten erscheint und eine Beschlussfassung des 
Aufsichtsrates nach § 8 Ziffer 3 oder 4 nicht 
rechtzeitig herbeigeführt werden kann, durch 
vorherige Zustimmung des Aufsichtsratsvor-
sitzenden und seines Stellvertreters ersetzt 
werden. 

Die Zustimmung des Aufsichtsrates nach Zif-
fer 4 kann in Fällen, in denen unverzügliches 
Handeln im Interesse der Gesellschaft gebo-
ten erscheint und eine Beschlussfassung des 
Aufsichtsrates nach § 8 Ziffer 3 oder 4 nicht 
rechtzeitig herbeigeführt werden kann, durch 
vorherige Zustimmung des Aufsichtsratsvor-
sitzenden und seines Stellvertreters ersetzt 
werden. 

Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art 
der Erledigung sind dem Aufsichtsrat in der 
nächsten Sitzung mitzuteilen. 

Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art 
der Erledigung sind dem Aufsichtsrat in der 
nächsten Sitzung mitzuteilen. 

  

  

§ 10 § 10 

Gesellschafterversammlung Gesellschafterversammlung 

  

1. Die Gesellschafterversammlung ist von den 
Geschäftsführern schriftlich unter Mitteilung 
der Tagesordnung und Übersendung der da-
zugehörigen Unterlagen mit einer Frist von 2 
Wochen einzuberufen, wenn Beschlüsse zu 
fassen sind oder die Einberufung aus einem 
sonstigen Grund im Interesse der Gesellschaft 
notwendig ist. § 8 Ziffer 3 Satz 1 gilt entspre-
chend. 

1. Die Gesellschafterversammlung ist von den 
Geschäftsführern schriftlich unter Mitteilung 
der Tagesordnung und Übersendung der da-
zugehörigen Unterlagen mit einer Frist von 2 
Wochen einzuberufen, wenn Beschlüsse zu 
fassen sind oder die Einberufung aus einem 
sonstigen Grund im Interesse der Gesellschaft 
notwendig ist. § 8 Ziffer 3 Satz 1 gilt entspre-
chend. 
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Gesellschafterversammlungen finden am Sitz 
der Gesellschaft statt. 

Gesellschafterversammlungen finden am Sitz 
der Gesellschaft statt. 

2. Darüber hinaus ist die Gesellschafterver-
sammlung einzuberufen, wenn es die Lage 
der Gesellschaft erfordert und ein Gesellschaf-
ter dies unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangt und die Gesellschafterver-
sammlung für die Beschlussfassung über den 
Gegenstand des Verlangens zuständig ist. 

2. Darüber hinaus ist die Gesellschafterver-
sammlung einzuberufen, wenn es die Lage 
der Gesellschaft erfordert und ein Gesellschaf-
ter dies unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangt und die Gesellschafterver-
sammlung für die Beschlussfassung über den 
Gegenstand des Verlangens zuständig ist. 

3. Die Gesellschafterversammlung ist beschluss-
fähig, wenn alle Gesellschafter anwesend o-
der vertreten sind. Ergibt sich die Beschluss-
unfähigkeit, so ist mit gleicher Tagesordnung 
eine neue Gesellschafterversammlung einzu-
berufen, die binnen eines Monats, gerechnet 
von dem Tag der ersten Gesellschafterver-
sammlung, stattzufinden hat. Diese Gesell-
schafterversammlung ist ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Gesellschafter und 
Stimmen beschlussfähig. Auf diesen Umstand 
ist bei der Einladung hinzuweisen. 

3. Die Gesellschafterversammlung ist beschluss-
fähig, wenn alle Gesellschafter anwesend o-
der vertreten sind. Ergibt sich die Beschluss-
unfähigkeit, so ist mit gleicher Tagesordnung 
eine neue Gesellschafterversammlung einzu-
berufen, die binnen eines Monats, gerechnet 
von dem Tag der ersten Gesellschafterver-
sammlung, stattzufinden hat. Diese Gesell-
schafterversammlung ist ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Gesellschafter und 
Stimmen beschlussfähig. Auf diesen Umstand 
ist bei der Einladung hinzuweisen. 

4. Beschlüsse der Gesellschafter werden in einer 
Gesellschafterversammlung oder gemäß § 48 
Abs. 2 GmbH-Gesetz gefasst. Die Gesell-
schafterversammlung entscheidet mit einfa-
cher Mehrheit nach Stimmanteilen (100 DM 
Anteil = 1 Stimme), soweit das GmbH-Gesetz 
nicht zwingend eine andere Stimmenmehrheit 
vorschreibt. Stimmenthaltungen gelten als 
Nein-Stimmen. 

4. Beschlüsse der Gesellschafter werden in einer 
Gesellschafterversammlung oder gemäß § 48 
Abs. 2 GmbH-Gesetz gefasst. Die Gesell-
schafterversammlung entscheidet mit einfa-
cher Mehrheit nach Stimmanteilen (EUR 50,- 
Anteil = 1 Stimme), soweit das GmbH-Gesetz 
nicht zwingend eine andere Stimmenmehrheit 
vorschreibt. Stimmenthaltungen gelten als 
Nein-Stimmen. 

5. Über die Verhandlungen und Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlungen ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom Versammlungs-
leiter zu unterzeichnen ist. Die Urschrift der 
Niederschrift ist zu den Akten der Gesellschaft 
zu nehmen. Einer Niederschrift bedarf es 
nicht, soweit die Beschlüsse der Gesellschaf-
terversammlung notariell beurkundet werden. 

5. Über die Verhandlungen und Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlungen ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom Versammlungs-
leiter zu unterzeichnen ist. Die Urschrift der 
Niederschrift ist zu den Akten der Gesellschaft 
zu nehmen. Einer Niederschrift bedarf es 
nicht, soweit die Beschlüsse der Gesellschaf-
terversammlung notariell beurkundet werden. 

  

  

§ 11 § 11 

Aufgaben der Gesellschafterversammlung Aufgaben der Gesellschafterversammlung 

  

1. Die Gesellschafterversammlung ist für alle 
Angelegenheiten zuständig, die nicht den Ge-
schäftsführern (§ 6 des Gesellschaftsvertra-
ges) übertragen oder der Bestimmung durch 
den Aufsichtsrat (§ 9 des Gesellschaftsvertra-
ges ) überlassen sind. 

1. Die Gesellschafterversammlung ist für alle 
Angelegenheiten zuständig, die nicht den Ge-
schäftsführern (§ 6 des Gesellschaftsvertra-
ges) übertragen oder der Bestimmung durch 
den Aufsichtsrat (§ 9 des Gesellschaftsvertra-
ges ) überlassen sind. 

2. Die Gesellschafterversammlung entscheidet 
über: 

2. Die Gesellschafterversammlung entscheidet 
über: 

a) Änderung des Gesellschaftsvertrages 
einschließlich Kapitalerhöhungen und -
herabsetzungen 

a) Änderung des Gesellschaftsvertrages 
einschließlich Kapitalerhöhungen und -
herabsetzungen 
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b) Auflösung des Unternehmens bzw. Ein-
stellung der Unternehmenstätigkeit, Än-
derung des Gesellschaftszweckes 

b) Auflösung des Unternehmens bzw. Ein-
stellung der Unternehmenstätigkeit, Än-
derung des Gesellschaftszweckes 

c) Beteiligung an anderen Unternehmen c) Erwerb und Veräußerung von Unterneh-
men, Teilen von Unternehmen und Betei-
ligungen Beteiligung an anderenanderen 
Unternehmen 

d) Grundstücksangelegenheiten d) Grundstücksangelegenheiten 
 
d) Erwerb, dingliche Belastung und Veräu-

ßerung von Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten, soweit der je-
weilige Vorgang eine Wertgrenze von 
500.000,- € übersteigt. 

 
e) Feststellung und Änderung des Wirt-

schaftsplanes auf Vorschlag des Auf-
sichtsrates 

e) Festsetzung der Sitzungsgelder und Rei-
sekostenentschädigungen der Aufsichts-
ratsmitglieder 

e f) Festsetzung der Sitzungsgelder und Rei-
sekostenentschädigungen der Aufsichts-
ratsmitglieder 

f) Feststellung des Jahresabschlusses, Be-
schlussfassung über die Ergebnisver-
wendung und Entlastung des Aufsichts-
rates und Entlastung der Geschäftsfüh-
rung. 

f g) Feststellung des Jahresabschlusses, Be-
schlussfassung über die Ergebnisver-
wendung und Entlastung des Aufsichts-
rates und Entlastung der Geschäftsfüh-
rung. 

g) Aufnahme weiterer Gesellschafter g h) Aufnahme weiterer Gesellschafter 

h) die Bestellung bzw. die Entlassung des 
Geschäftsführers bzw. der Geschäftsfüh-
rer und der/des Prokuristen sowie die 
Änderung der Dienstverträge dieser Per-
sonen 

h i) die Bestellung bzw. die Entlassung des 
Geschäftsführers bzw. der Geschäftsfüh-
rer und der/des Prokuristen sowie die 
Änderung der Dienstverträge dieser Per-
sonen 

 

  

  

§ 12 § 12 

Wirtschaftsplan Wirtschaftsplan 

  

Die Geschäftsführung stellt so rechtzeitig einen 
Wirtschaftsplan auf, dass der Aufsichtsrat vor oder 
zu Beginn des Geschäftsjahres darüber beschlie-
ßen kann. Der Wirtschaftsplan umfasst den Investi-
tions-, Finanz- und Erfolgsplan sowie den Perso-
nalplan. 

Die Geschäftsführung stellt so rechtzeitig einen 
Wirtschaftsplan auf, dass der Aufsichtsrat vor oder 
zu Beginn des Geschäftsjahres darüber beschlie-
ßen kann eine Beschlussempfehlung gegenüber 
der Gesellschafterversammlung aussprechen kann.  
 
( -  ). 
 
Der Wirtschaftsplan ist in entsprechender Anwen-
dung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 
aufzustellen. Der Stadt Schwedt/Oder sind der 
Wirtschaftsplan und der Finanzplan sowie wesentli-
che Abweichungen davon unverzüglich zur Kennt-
nis zu geben. 
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§ 13 § 13 

Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfung Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfung 

  

1. Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung und Anhang) und Lagebericht 
sind von der Geschäftsführung in den ersten 6 
Monaten des Geschäftsjahres für das vergan-
gene Geschäftsjahr aufzustellen. 

1. Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung und Anhang) und Lagebericht 
sind von der Geschäftsführung in den ersten 6 
Monaten des Geschäftsjahres für das vergan-
gene Geschäftsjahr aufzustellen. 

2. Jahresabschluss und Lagebericht sind nach 
den für große Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches aufzustellen und zu prüfen. 

2. Jahresabschluss und Lagebericht sind nach 
den für große Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches aufzustellen und zu prüfen. 

Im Rahmen der Abschlussprüfung ist auch die 
Ordnungsmäßigkeit der Gesellschaft zu prü-
fen. Der Abschlussprüfer ist zu beauftragen, in 
seinem Bericht 

Im Rahmen der Abschlussprüfung ist auch die 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung zu 
prüfen. Der Abschlussprüfer ist zu beauftra-
gen, in seinem Bericht gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 
1 und 2 Haushaltsgrundsätzegesetz 

- die Entwicklung der Vermögens- und Er-
tragslage sowie die Liquidität und Renta-
bilität der Gesellschaft, 

- die Entwicklung der Vermögens- und Er-
tragslage sowie die Liquidität und Renta-
bilität der Gesellschaft, 

- verlustbringende Geschäfte und die Ur-
sachen der Verluste, sofern diese Ge-
schäfte und die Ursachen für die Vermö-
gens- und Ertragslage von Bedeutung 
waren und 

- verlustbringende Geschäfte und die Ur-
sachen der Verluste, sofern diese Ge-
schäfte und die Ursachen für die Vermö-
gens- und Ertragslage von Bedeutung 
waren und 

- die Ursachen eines in der Gewinn- und 
Verlustrechnung ausgewiesenen Jahres-
fehlbetrages 

- die Ursachen eines in der Gewinn- und 
Verlustrechnung ausgewiesenen Jahres-
fehlbetrages 

darzustellen. 
 
Zur Klärung von Sachverhalten, die der Bestä-
tigung eines Gesellschafters bedürfen, kann 
nach § 54 HGrG die zuständige Rechnungs-
prüfungsbehörde des jeweiligen Gesellschaf-
ters zur Entscheidungsfindung hinzugezogen 
werden. Zu diesem Zweck kann in die Bücher 
und Schriften des Unternehmens Einsicht ge-
nommen werden. 

darzustellen. 
 
Nach § 54 HGrG kann sich die zuständige 
Rechnungsprüfungsbehörde des jeweiligen 
kommunalen  Gesellschafters zur Klärung von 
SachverhaltenFragen, die bei der Prüfung 
nach § 44 HGrG der Betätigung der Kommu-
nen auftreten, unmittelbar von der Gesell-
schaft unterrichten lassen. Zu diesem Zweck 
kann sie den Betrieb,in die Bücher und Schrif-
ten des Unternehmens Einsicht nehmenein-
sehen.. 

 

3. Unverzüglich nach Eingang des Prüfberichtes 
haben die Geschäftsführer den Jahresab-
schluss zusammen mit dem Lagebericht und 
dem Prüfbericht des Abschlussprüfers dem 
Aufsichtsrat zur Prüfung vorzulegen. Der Be-
richt des Aufsichtsrates über das Ergebnis 
seiner Prüfung ist zusammen mit dem Jahres-
abschluss, dem Lagebericht, dem Bericht des 
Abschlussprüfers und dem Vorschlag zur Er-
gebnisverwendung den Gesellschaftern un-
verzüglich zur Beschlussfassung gemäß § 11 
Punkt 2, Ziffer f vorzulegen. 

3. Nach Eingang des Prüfberichts ist dieser der 
Stadt Schwedt/Oder vorzulegen. Unverzüglich 
nach Eingang des Prüfberichtes Danach ha-
ben die Geschäftsführer den Jahresabschluss 
zusammen mit dem Lagebericht und dem 
Prüfbericht des Abschlussprüfers dem Auf-
sichtsrat zur Prüfung vorzulegen. Der Bericht 
des Aufsichtsrates über das Ergebnis seiner 
Prüfung ist zusammen mit dem Jahresab-
schluss, dem Lagebericht, dem Bericht des 
Abschlussprüfers und dem Vorschlag zur Er-
gebnisverwendung denr Gesellschafternver-
sammlung unverzüglich zur Beschlussfassung 
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gemäß § 11 Punkt 2, Ziffer f vorzulegen. 

4. Die Gesellschafter haben spätestens bis zum 
Ablauf der ersten 9 Monate des folgenden 
Geschäftsjahres über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Ergebnisverwen-
dung zu beschließen. 

4. Die Gesellschafterversammlung  habent spä-
testens bis zum Ablauf der ersten 9 Monate 
des folgenden Geschäftsjahres über die Fest-
stellung des Jahresabschlusses und die Er-
gebnisverwendung zu beschließen. 

  

  

§ 14 § 14 

Bekanntmachungen Bekanntmachungen 

  

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
im Bundesanzeiger. 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen 
im Bundesanzeiger. 

  

  

§ 15 § 15 

Schriftform Schriftform 

  

Alle das Geschäftsverhältnis betreffenden Verein-
barungen zwischen Gesellschaft und Gesellschaf-
tern bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, 
soweit nicht kraft Gesetzes notarielle Beurkundung 
vorgeschrieben ist. Das gilt auch für einen etwaigen 
Verzicht auf das Erfordernis der Schriftform. 

Alle das Geschäftsverhältnis betreffenden Verein-
barungen zwischen Gesellschaft und Gesellschaf-
tern bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, 
soweit nicht kraft Gesetzes notarielle Beurkundung 
vorgeschrieben ist. Das gilt auch für einen etwaigen 
Verzicht auf das Erfordernis der Schriftform. 

  

  

§ 16 § 16 

Kosten der Gesellschaftsgründung Kosten der Gesellschaftsgründung 

  

Den Gründungsaufwand trägt die Gesellschaft. 
Zum Gründungsaufwand gehören die Kosten der 
notariellen Beurkundung und der Eintragung im 
Handelsregister sowie die sonstigen im Zusam-
menhang mit der Gründung entstehenden Steuern 
und Gebühren. 

Den Gründungsaufwand trägt die Gesellschaft. 
Zum Gründungsaufwand gehören die Kosten der 
notariellen Beurkundung und der Eintragung im 
Handelsregister sowie die sonstigen im Zusam-
menhang mit der Gründung entstehenden Steuern 
und Gebühren. 

Der Gründungsaufwand wird mit ca. 200.000 DM 
geschätzt. 

Der Gründungsaufwand wird mit ca.  102.258,38 
EUR geschätzt. 

  

  

§ 17 § 17 

Auflösung der Gesellschaft Auflösung der Gesellschaft 

  



Neufassung/Änderung Gesellschaftsvertrag Wohnbauten GmbH (Schwedt/Oder) Entw. 5 7 / Stand 10.05.201316.04.15 (final) 

V:\Recht\D30SVV\2015\GesellschaftsV Wohnbauten Synopse 16.04.15 HM(7).final.docxV:\Recht\D30RE-WI\WOHNBAU\Gesellschaftsvertrag\GesellschaftsV 
Wohnbauten.Synopse.10.05.1316.04.15.HM(57).final.docx 

Im Falle der Auflösung erfolgt die Abwicklung durch 
den oder die Geschäftsführer, sofern die Abwick-
lung nicht durch Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung anderen Personen übertragen wird. 

Im Falle der Auflösung erfolgt die Abwicklung durch 
den oder die Geschäftsführer, sofern die Abwick-
lung nicht durch Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung anderen Personen übertragen wird. 

Im Fall der Auflösung der Gesellschaft ist das ge-
samte Grundvermögen gegen Übernahme der Be-
lastungen an die Stadt Schwedt/Oder zurückzu-
übertragen. 

Im Fall der Auflösung der Gesellschaft ist das ge-
samte Grundvermögen gegen Übernahme der Be-
lastungen an die Stadt Schwedt/Oder zurückzu-
übertragen. 

  

  

§ 18 § 18 

  Salvatorische Klausel 

  

Falls einzelne Bestimmungen dieses Vertrages un-
wirksam sein sollten oder unwirksam werden soll-
ten, oder dieser Vertrag Lücken enthält, wird 
dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmun-
gen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Be-
stimmung gilt diejenige wirksame Bestimmung als 
vereinbart, welche dem5 Sinn und Zweck der un-
wirksamen Bestimmung entspricht. Im Falle von 
Lücken gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, 
die dem entspricht, was nach dem Sinn und Zweck 
dieses Vertrages vereinbart worden wäre, hätte 
man die Angelegenheit von vornherein bedacht. 

Falls einzelne Bestimmungen dieses Vertrages un-
wirksam sein sollten oder unwirksam werden soll-
ten, oder dieser Vertrag Lücken enthält, wird 
dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmun-
gen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Be-
stimmung gilt diejenige wirksame Bestimmung als 
vereinbart, welche dem Sinn und Zweck der un-
wirksamen Bestimmung entspricht. Im Falle von 
Lücken gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, 
die dem entspricht, was nach dem Sinn und Zweck 
dieses Vertrages vereinbart worden wäre, hätte 
man die Angelegenheit von vornherein bedacht. 

Insbesondere gilt auch dies in Bezug auf die Be-
rücksichtigung der Rechtsgrundlagen dieses Ver-
trages, falls Durchführungsbestimmungen zum 
Zeitpunkt des Vertrages nicht vorliegen. 

Insbesondere gilt auch dies in Bezug auf die Be-
rücksichtigung der Rechtsgrundlagen dieses Ver-
trages, falls Durchführungsbestimmungen zum 
Zeitpunkt des Vertrages nicht vorliegen  

 

                                                
5  Korrektur Grammatik d. Urtextes an dieser Stelle, welcher den Artikel ‚den‘ als Ergänzung des Verbes ‚entsprechen‘ vorsah. 
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